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Von der Polizei tolerierte «Deal-Zonen»
Wegen des Crack-Booms in Genf wirft eine alte SP-Idee plötzlich hohe Wellen

ANTONIO FUMAGALLI, GENF

Es sind verstörende Szenen, die man
in Genf – und immer mehr auch in
Lausanne – manchmal am helllichten
Tag beobachtet: Menschen mit einge-
fallenen Gesichtern sitzen apathisch
im öffentlichen Raum, verhalten sich
aber immer wieder auch aggressiv
gegenüber Passanten oder wühlen in
Blumenbeeten, als hätten sie dort
etwas vergraben. Die Wahrscheinlich-
keit ist gross, dass sie zuvor Crack ge-
raucht hatten.

Seit einigenMonaten überschwemmt
die Droge, eine Mischung aus Kokain
und Natron, die zweitgrösste Stadt der

Schweiz regelrecht. Genaue Zahlen
existieren zwar naturgemäss nicht. Ge-
mäss Fachleuten ist der Gebrauch zu-
letzt aber explodiert,wie sich etwa daran
zeigt, dass das Fixerstübli «Quai 9» beim
Bahnhof aus allen Nähten platzt, obwohl
dessen Kapazitäten erhöht worden sind.

Zur rasanten Ausbreitung trägt bei,
dass der Stoff günstig ist – ein sogenann-
ter «Stein» kostet nur gerade zehn Fran-
ken – und schneller abhängig macht als
andere Drogen. Das Suchtpotenzial ist
derart gross, dass viele Abhängige ver-
wahrlosen und sich kaum mehr ernäh-
ren. Für besonders grosse Empörung
sorgte zuletzt, dass es sich im ohnehin
schon «heissen» Paquis-Quartier zahl-

reiche Dealer in unmittelbarer Nähe
einer Primarschule bequem gemacht
haben – weil dort keine Überwachungs-
kameras installiert sind.

Schlecht recherchiert

Im Kontext der allgemeinen Ratlosig-
keit in der Frage, wie man mit dem
neuen Phänomen umgehen solle, fin-
det ein politischer Vorschlag nun plötz-
lichAufmerksamkeit – auch wenn er gar
nicht neu ist. Bereits im Mai 2021 hat
die Stadt-Genfer SP im Parlament eine
Motion eingereicht mit demTitel «Eine
Lösung für den offenen Drogenhandel
finden».Darin fordert sie, dass die Stadt-

regierung Vorschläge macht, wie man
das Dealen «weniger störend» gestalten
könne, als es derzeit in den betroffenen
Quartieren der Fall ist.

Konkret würde dies bedeuten, dass
es in den «Deal-Zonen» Zeiträume
und Übergabepraktiken gäbe, die von
der Polizei toleriert würden.Die SP be-
zieht sich im Vorstoss explizit auf die

Städte Bern und Zürich, die «viel zu-
friedenstellender» auf den Drogen-
handel reagiert hätten. Aus Deutsch-
schweizer Optik wirken die Beispiele
freilich ziemlich schlecht recherchiert:
Zürich etwa habe das Dealen an «Vor-
stadtbahnhöfe» ausgelagert, wollen die
Genfer Sozialdemokraten – ohne jene
zu benennen – wissen.

Aus der Versenkung geholt

«Le Matin Dimanche» hat die Motion,
deren Diskussion vom Parlament nicht
weniger als siebenMal verschoben und
im Februar schliesslich an die Sozial-
kommission überwiesen worden ist, am
Sonntag jedenfalls aus der politischen
Versenkung geholt. Das Wort «Crack»
kommt im Vorstoss zwar kein einziges
Mal vor – aber die gegenwärtig kriti-
sche Situation in Genf ist zweifellos der
Grund, warum in den letzten zwei Ta-
gen mehrere Westschweizer Medien-
häuser bei diesem Thema auf den fah-
renden Zug aufgesprungen sind. Die
SP-Motion erhält ein zweites Leben,
ohne je ein erstes gehabt zu haben.

Selbstverständlich bleiben nun auch
die politischen Reaktionen nicht aus.
Genfs Sicherheitsvorsteher Mauro Pog-

gia erinnerte in der Sonntagspresse
daran, dass die Idee nicht nur wider-
rechtlich, sondern auch «absurd» sei. Sie
impliziere, dass es rechtsfreie Räume ge-
ben würde. «Keinesfalls darf unsere Ge-
sellschaft ein solches Signal derAufgabe
aussenden. Sie muss den Kampf gegen
die Rauschmittel verstärken», so der
Vertreter des populistischen Mouve-
ment citoyens genevois.

Gelegenheit für Frontalangriff

Mitten in der Nacht meldete sich auch
die Stadt-Genfer FDP mit einem Com-
muniqué zu Wort. Einmal mehr zeige
sich die politische Mehrheit «unfähig»,
die Bürgerinnen und Bürger zu be-
schützen, schrieb sie. Schlimmer noch:
Die SP schliesse sich mit demVorschlag
«den Drogenhändlern an» und unter-
grabe überdies die Politik der «eigenen»
Sicherheitsvorsteherin.

Die FDP hätte die Stossrichtung der
Motion schon vor eineinhalb Jahren, als
sie eingereicht worden ist, öffentlich kri-
tisieren können.Aber nun, im Zuge der
allgemeinen Aufregung, war die Ge-
legenheit einfach zu schön für einen
Frontalangriff: So erinnert sie den poli-
tischen Gegner daran, dass die Kom-
petenzen der Stadtbehörden in Sicher-
heitsfragen ohnehin arg beschränkt
sind – und folgert daraus, dass die ein-
zige Wirkung, die der Vorstoss entfal-
ten werde, «die persönliche Bereiche-
rung der Gewählten» dank erhöhtem
Sitzungsgeld sei.

Weil Crack geraucht wird, setzt der Aufputscheffekt sofort ein – klingt aber auch schnell wieder ab und macht extrem süchtig.
BORIS ROESSLER / DPA

135 000 Franken für jedes Akutbett
Die Kantone subventionieren die Spitäler mit 3 Milliarden Franken – laut Kritikern verhindert das eine nötige Marktbereinigung

SIMON HEHLI

Die Corona-Pandemie hat die Spitä-
ler stark gefordert, auch finanziell. Sie
mussten auf Geheiss des Bundesrates
einerseits nicht dringliche Operatio-
nen verschieben – diese Einnahmen
fehlten.Andererseits bereiteten gerade
die grösseren Krankenhäuser das Per-
sonal und die Infrastruktur auf einen
Ansturm von Covid-Patienten vor.
Der Unternehmensberater Pricewater-
houseCoopers geht davon aus, dass sich
der finanzielle Schaden der Spitäler für
das Jahr 2020 auf rund 0,8 bis 1,3 Mil-
liarden Franken beläuft.

Praktisch alle Kantone haben die
Spitäler für diese Ertragsausfälle und
Mehrkosten entschädigt: Bisher wur-
den rund 1,2 Milliarden Franken ge-
sprochen. Das hat der Gesundheits-
ökonom Stefan Felder von der Univer-
sität Basel in einer neuen Studie imAuf-
trag von Ospita, dem Verband privater
Gesundheitsdienstleister, errechnet. Für
das Jahr 2021 fallen diese Beiträge deut-
lich geringer aus, Felder geht von rund
200 Millionen Franken aus. Ein Opera-
tionsverbot gab es im zweiten Corona-
Jahr nicht mehr.

Die Pandemie trieb die kantonale
Subventionierung der Spitäler in neue
Höhen: 3 Milliarden Franken oder rund
135 000 Franken pro Akutbett. Doch
es bestand zuvor schon ein deutlicher
Trend. Während die Kosten der statio-
nären Behandlungen ab 2016 stagnier-
ten, stiegen die staatlichen Zuschüsse

2017 bis 2019 an. Das bedeutet, dass
ein immer grösserer Anteil der Ein-
griffe im Spital nicht durch Kranken-
kassenprämien, sondern durch Steuer-
gelder finanziert wird.

Ein Wettbewerb ohne Verlierer

Das ist deshalb bemerkenswert, weil
eigentlich das Gegenteil passieren sollte.
Seit 2011 stehen die Spitäler theoretisch
im Wettbewerb miteinander. Sie erhal-
ten für Behandlungen Fallpauschalen,
um fast alle Kosten zu decken. Spitäler,
die effizient arbeiten, profitieren finan-
ziell. Jene, die zu viel medizinischen
Aufwand betreiben, werden hingegen
bestraft – und müssen im schlimmsten
Fall schliessen.

Gesundheitspolitisch wäre das nicht
unerwünscht, denn die Schweiz hat mit
ihren 183 Akutspitälern und Geburts-
häusern im internationalen Vergleich
eine der höchsten Dichten: 99,8 Prozent
der Einwohnerinnen und Einwohner er-
reichen mit einer Autofahrt von maxi-
mal 30Minuten ein Spital.Dieser Luxus
ist aber auch einer der Hauptgründe für
die hohen Prämien und Steuerausgaben
für die Gesundheit.

Doch Spitalschliessungen sind
höchst unpopulär. Ein Bonmot besagt,
dass Gesundheitsdirektoren, die sich an
solchen Massnahmen versuchen, hoch-
gradig abwahlgefährdet sind. Zum
Glück für die Regierungsräte haben
sie einige Möglichkeiten, mit denen
sie Spitälern finanziell helfen können.

Der Studienautor Felder unterschei-
det dabei drei Instrumente. Die Kan-
tone können erstens einen überhöh-
ten Grundtarif («Basisfallwert») für
ein Spital festlegen. Zweitens können
sie die Investitionskosten offen oder
verdeckt mitfinanzieren, etwa über die
Vermietung von Immobilien unter den
marktüblichen Konditionen.Diese bei-
den Formen der Unterstützung sind in
den letzten Jahren relativ stabil geblie-
ben. Für den starken Anstieg der Sub-

ventionen ist aber der dritte Punkt ver-
antwortlich: die gemeinwirtschaftlichen
Leistungen (GWL). Damit dürfen die
Kantone spezielle Aufgaben und Be-
reiche finanzieren wie Rettungsdienste,
geschützte Operationssäle, die For-
schung und die universitäre Lehre oder
Vorhalteleistungen für Notfälle.

2020 haben die Kantone für die
GWL 2,43 Milliarden Franken aufge-
worfen. Davon flossen 93 Prozent an
Spitäler, die ganz oder mehrheitlich in

Staatsbesitz sind. «Offensichtlich fehlt
ein freier Marktzugang, der es priva-
ten Klinken erlauben würde, eben-
falls gemeinwirtschaftliche Leistungen
in einem relevanten Umfang bereitzu-
stellen», beanstandet der Gesundheits-
ökonom Felder. Er fordert deshalb ein
Ausschreibungsverfahren, bei dem der
Anbieter mit dem günstigsten Gebot
den Leistungsauftrag erhielte.

Das Ausmass der staatlichen Unter-
stützung unterscheidet sich stark.
Grosszügig zeigen sich vor allem die
Romands. So schiessen dieWaadt, Genf
und Neuenburg für jeden stationä-
ren Fall 4000 bis 5200 Franken zu. Die
Zuger zahlen gerade einmal 71 Fran-
ken, der schweizerische Schnitt liegt
bei 2000 Franken. Diese Diskrepanz
bei den GWL ist für Kritiker ein Be-
leg dafür, dass manche Kantone auch
marode Spitäler künstlich am Leben er-
halten. Allerdings profitieren vor allem
die grossen Player von der staatlichen
Unterstützung: Die zehn grössten Spi-
täler des Landes bekommen zwei Drit-
tel der Beiträge.

«Fehlende Dynamik»

Stefan Felder zieht nach elf Jahren Fall-
pauschalen ein ernüchterndes Fazit. Es
habe zwar eine geringfügige Konsolidie-
rung bei der Zahl der Spitäler und den
Betten stattgefunden, das Ausmass der
Anpassung an die neue Finanzierungs-
und Wettbewerbssituation sei jedoch
«äusserst bescheiden».Die Hauptschuld

für die «fehlende Dynamik» tragen laut
Felder die Kantone. Als Eigentümer
hätten sie nach wie vor ein Interesse
daran, das Überleben der eigenen Spi-
täler um jeden Preis zu sichern.

Tobias Bär, Sprecher der Gesund-
heitsdirektorenkonferenz (GDK), kon-
tert: «DerVorwurf, die Kantone würden
mit ihren GWL-Beiträgen den Wettbe-
werb verzerren, Regionalpolitik betrei-
ben und kostspielige Strukturen auf-
rechterhalten, ist unberechtigt.» Die
Kantone hätten kein Interesse daran,
überteuerte Leistungen zu finanzieren.
Laut Bär steht auch derAnstieg der Bei-
träge der Kantone an die GWL per se
noch nicht im Widerspruch zum Wett-
bewerbsgedanken. Ebenso sieht er in
den unterschiedlich hohen Beiträgen
kein Problem: Es sei Sinn und Zweck
der GWL, den verschiedenen Spital-
landschaften gerecht zu werden. «Die
Ausgangslage in einem Stadtkanton ist
eine andere als jene in einem ländlich
geprägten Kanton mit entlegenen,weni-
ger bevölkerten Gebieten.»

In Bezug auf eine erwünschte Reduk-
tion der Anzahl Spitäler sagt Bär: «Das
ist oft auch eine Frage der politischen
Machbarkeit beziehungsweise eine
Frage der Akzeptanz in der Bevölke-
rung.» Die GDK sei aber bestrebt, die
interkantonale Zusammenarbeit und
die überregionale Versorgungspla-
nung zu stärken. So versuchen fünf Ost-
schweizer Kantone, den Kantönligeist
zu überwinden und teure Überkapazi-
täten abzubauen.

Für Empörung
sorgte zuletzt, dass es
sich zahlreiche Dealer
in unmittelbarer Nähe
einer Primarschule
bequem gemacht haben.

Die zehn grössten
Spitäler des Landes
bekommen zwei Drittel
der staatlichen
Beiträge.

Gesellschaft im Rausch: Drogenpolitik
gestern und heute
4.10. 2022, 19 Uhr, Kosmos, Zürich

Beruhigungsmittel oder Leistungs-
steigerer: Drogen sind oftmals Gegen-
stand politischer Debatten – und ein
Geschäft. Ein Blick in die Vergangenheit
kann helfen, die Gegenwart besser zu
verstehen.

Tickets unter nzz.ch/live
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«Nicht das Ziel, dass alle Kinder teilnehmen»
126 Millionen Franken jährlich will das Stadtparlament für die Tagesschule ausgeben. Lohnt sich das? Hier gehen die Meinungen
bei Selina Walgis (Grüne) und Stefan Urech (SVP) im Streitgespräch mit Isabel Heusser und Michael von Ledebur auseinander

In dieserAbstimmung geht es um viel
Geld. Und um die Frage, wie Kinder
in der Stadt Zürich über Mittag be-
treut werden sollen: Am 25. Septem-
ber entscheidet das Stimmvolk über
die Einführung von Tagesschulen in
allen Volksschulen. Die stadträtliche
Variante kostet 75 Millionen Franken,
die gemeinderätliche 126 Millionen.
Die höheren Kosten ergeben sich vor
allem, weil der Einheitstarif pro Kind
und Tag für die Eltern tiefer ist sowie
wegen höherer Betreuungskosten und
der längeren Mittagszeit.

FrauWalgis,wohabenSie alsKinddieMit-
tagspause verbracht?
SelinaWalgis: Ich habe daheim gegessen.
Meine Eltern kochten, ab und zu brachte
mein Vater etwas von der Bäckerei nach
Hause. Ich fand das schön, auch weil ich
über Mittag Ruhe hatte.

Und Sie, Herr Urech?
Stefan Urech: Meine Mutter war allein-
erziehend, deshalb besuchte ich eine
Tagesschule und ass im Limmat-Schul-
haus zu Mittag. Ich habe nicht gelitten,
aber ichwäre liebernachHausegegangen.

Sie, FrauWalgis, haben also gerne daheim
gegessen – Sie, Herr Urech, wollten das
auch, konnten aber nicht. In Zukunft sol-
len alle Kinder in der Stadt Zürich über
Mittag in der Schule betreut werden,wenn
dieElterndaswollen.DieSVP lehnt das im
Grundsatz ab.Warum,Herr Urech?
Urech:Damuss ich vehement widerspre-
chen. Wir lehnen das Angebot von Mit-
tagsbetreuungundHausaufgabenstunden
nicht ab.Wir lehnen das KonstruktTages-
schule ab. Erstens, weil es verbunden ist
mit Lenkungsmassnahmen.ZumBeispiel
werden Familien, die ihr Kind an einem
oder zweiTagenzuHauseverpflegenwol-
len,mit höherenTarifen und einer kürze-
ren Mittagspause als heute bestraft. Und
zweitens wird die Tagesschule oft als ein
bahnbrechendes Konzept dargestellt, das
Chancengleichheit bringt und Eltern er-

möglicht, arbeiten zu gehen.Aber dieses
Angebot gibt es schon im Hort-System.

Frau Walgis, ist die Tagesschule also ein
überflüssiges Angebot?
Walgis:Auf keinen Fall. Das heutige Sys-
tem ist nicht mehr zeitgemäss und trägt
dem Anliegen der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf nicht genügend Rech-
nung. Es geht um den Grundsatz: Die
Schule soll nicht nur den Unterricht um-
fassen, sondern soll von 8 bis 16 Uhr dau-
ern und die Auffangzeit, in der Kinder
morgens vor dem Unterricht ankommen
können, das Mittagessen an den Tagen
mitNachmittagsunterricht sowiebetreute
Aufgabenstunden einschliessen.

Warumbraucht es dennmehr als einHort-
System?
Walgis: Es ist nicht für alle attraktiv, auch
aus finanziellen Gründen. Der Maximal-
tarif von 33 Franken proMittag undKind
ist hoch. Mit der Tagesschule sinkt der
Tarif deutlich.Damit können mehr Fami-
lienangesprochenwerden.InderVariante
des Gemeinderats ist es zudem möglich,
sich für einzelne Mittage abzumelden.

Als Kind haben Sie die Ruhe über Mit-
tag genossen. Wollen Sie dies Ihren eige-
nen Schülern nicht gönnen?
Walgis: Doch, sicher. Es ist wichtig, dass
die Tagesschule Rückzugsmöglichkeiten
bietet. Ich habe fünf Jahre an einerTages-
schule gearbeitet,die verschiedeneAnge-
bote für Kinder bereithielt. Sie konnten
sich in die Bibliothek zurückziehen, an-
derewaren froh,sichbeimFussballspielen
auspowern zu können.JedesKind soll das
bekommen, was es braucht. Dafür ist ge-
nügend Personal nötig, das qualifiziert ist.

Urech:DieseAngebote mögen gut sein.
Aber ich verstehe nicht, warum Kinder
teilnehmen müssen. Abmeldungen sind
zwar möglich, aber es ist offensichtlich,
dass möglichst alle Kinder die Tages-
schule besuchen sollen. In den Auswer-
tungen zu den ersten zwei Tagesschul-
Versuchen ist ersichtlich, dass in der Pri-
marschule ein Soll von 90 Prozent das
Ziel ist, in der Sekundarschule sind es
75 Prozent der Schüler. Wurde dieses
Soll nicht erreicht, hat man das Ange-
bot hinterfragt.Das zeigt doch die Stoss-
richtung klar auf.

Ist es auswirtschaftlicherundorganisatori-
scher Sicht nicht sinnvoll, wenn möglichst
viele Kinder in die Tagesschule gehen?
Urech: Absolut, das war auch der Hin-
tergedanke der unheiligen Allianz aus
SP und FDP, als die Tagesschule einge-
führt werden sollte. Die FDP glaubte,
man könne Kosten gegenüber dem heu-
tigenHort-System sparen – die SP strebte
das Konzept Tagesschule an. Wir haben
immer vor den hohen Kosten gewarnt.

In der Tagesschule gilt neu ein Einheits-
tarif. Bei der Variante Gemeinderat wären
es sechs Franken, bei derVariante Stadtrat
neun Franken. Damit wird doch der Mit-
telstand massiv subventioniert.
Walgis: Es geht nicht um eine Subventio-
nierung, sondern darum, ein attraktives
Angebot zu schaffen,das vonvielenFami-
lien genutzt wird.Es ist doch schön,wenn
auch Familien, die genug Geld haben, ihr
Kind gerne in eine Tagesschule schicken.
Dahinter steht dieGrundhaltung,dass die
Mittagsbetreuung zur Schule gehört. Die
Volksschule ist grundsätzlich unentgelt-
lich.InderVariantedesGemeinderats ge-
hören auch die betreuten Aufgabenstun-
den zurTagesschule.Wenn das Kind nach
HausegehtunddieAufgabenerledigt hat,
ist das einegrosseEntlastung fürFamilien.
Urech: Wenn das Mittagessen nur noch
sechs Franken kostet, schwindet der An-
reiz für Familien, sich selbst zu organisie-
ren.SolchePreise für eineMittagsverpfle-
gung findetmanwohlnirgends imKanton.
Was mich aber vor allem stört:Wenn ich
für ein Mittagessen gleich viel zahle wie
andere in einer ganzen Woche, nur weil
ichmeinKind an zweiMittagen selbst be-
treuen will, geht das für mich Richtung
Zwang, gerade in Kombination mit der
verkürzten Mittagszeit.

Warum werden Eltern finanziell bestraft,
die ihre Kinder anmanchenTagen aus der
Tagesschule nehmen wollen?
Walgis: Für niemanden wird es mit der
Tagesschule teurer – im Gegenteil. Was
Sie ansprechen, ist die Flexibilität beiAb-

meldungen. Die ist uns auch wichtig. Bei
der Version des Gemeinderats können
Eltern ihr Kind semesterweise von einem
gebundenen Mittag abmelden und trotz-
demnur sechsFranken fürdie verbleiben-
den gebundenen Mittage bezahlen.
Urech:SobaldaberdieEltern ihreKinder
mehr als nur einenTag zu Hause verpfle-
gen wollen, werden sie mit unverhältnis-
mässig hohen Tarifen bestraft. Mit dieser
finanziellen Massnahme wollen die Lin-
ken die soziale Durchmischung forcie-
ren. Deine Aussage, dass die Tagesschule
mit jährlichen Mehrkosten von 126 Mil-
lionen für niemanden teurer wird, zeugt
von finanzpolitischer Fahrlässigkeit.

Ist es dasZiel desTagesschule,dassmandie
Kinder aus der Familie herausnimmt und
die Kinder länger fremdbetreut?
Walgis: Vielfach ist es im Interesse des
Kindes,dass es eineTagesschulebesuchen
kann.So hat es zumBeispiel dieMöglich-
keit,Sozialkompetenzenauszubauen.Die
Tagesschule ist aucheinBeitrag zurChan-
cengerechtigkeit, denn Kinder aus sozial
benachteiligten Verhältnissen werden
besonders profitieren. Es ist auf keinen
Fall das Ziel, dass alle Kinder daran teil-
nehmen.Für gewisseKinderkannes sinn-
voll sein,wenn sieüberMittagnachHause
gehen.DasAngebot soll so attraktiv sein,
dass diemeisten gerne kommenmöchten.
Urech: Es ärgert mich, wenn behauptet
wird, die Tagesschule erhöhe Bildungs-
chancenoderSozialkompetenz.Einevom
Nationalfonds unterstützte Studie ist zum
Schluss gekommen, dass dem nicht so ist.
Das einzige Versprechen, das eingelöst
wurde, ist, dass die Tagesschule zur Ver-
einbarkeit vonFamilie undBerufbeiträgt.
Warum sollten die Bildungschancen von
Kindern gesteigertwerden,wenn siewäh-
rend80Minuten imSchichtbetrieb zuMit-
tag essen und in derHausaufgabenstunde
sitzen müssen? Hausaufgabenstunden
gibt es übrigens schon an vielen Schulen.
Wer inunseremBildungssystemvorwärts-
kommen will, dem bietet es heute schon
sehr vieleMöglichkeiten.Es braucht aber
auch denWillen des Kindes.
Walgis: Zu den 80 Minuten: Die können
in der Variante Gemeinderat auf 90 oder
100 Minuten verlängert werden. Das ist
auch für jeneKinderwichtig,dieüberMit-
tag nachHause gehen. Ich bin einverstan-
den,Stefan,wenn du sagst,dass dieTages-
schule nicht automatisch mehr Bildungs-
gerechtigkeit bringt.Dafürbraucht es eine
gute Betreuung durch pädagogisch quali-
fiziertes Personal, das die Kinder fördert
und für das Wohl der Kinder schaut. Je
besser es einem Kind geht, desto besser
kann es lernen.Ausmeiner Sicht sind ins-
besonderedieAuffangzeit amMorgen so-

wie die betreuten Aufgabenstunden für
die Bildungsgerechtigkeit wichtig.

Die Variante des Gemeinderats kostet 126
MillionenFranken und ist somit 51Millio-
nen Franken teurer als die des Stadtrats. Ist
sie auch 51 Millionen besser?
Walgis: Ja, auf jeden Fall.Die Kinder wer-
den enger begleitet, die Mittagszeit kann
flexibler bestimmt werden, dazu gibt es
betreuteAufgabenstunden.Das alles kos-
tet, aber es ist gut investiertes Geld.

Was ist mit weiterführenden Kosten?
Urech:Die Infrastruktur ist nochmals eine
ganz andere Schuhnummer. Die Tages-
schule braucht viel Platz: für Betreuungs-
räume, Küchen,Verpflegung . . . das wird
extra kosten.Und der Raum ist begrenzt.
Walgis: Dass noch Kosten dazukommen,
ist klar. Diese einmaligen Kosten für die
Infrastruktur sind unumgänglich und sind
bei derVarianteGemeinderat gleichhoch
wie bei der Variante Stadtrat.

In der Tagesschule ist vorgesehen, dass
auch Lehrpersonen Betreuungsaufgaben
übernehmen sollen.Würden Sie das in Be-
tracht ziehen, FrauWalgis?
Walgis: Ja,das habe ich während fünf Jah-
ren gemacht. Ich habe es geschätzt, mich
auf eine andereArt mit den Kindern aus-
tauschen zukönnenundKinder aus ande-
renKlassen kennenzulernen.Man ist bes-
ser vernetzt und hat es als Aufsicht auf
dem Pausenplatz einfacher, weil man die
meisten Kinder kennt. Ich bin überzeugt,
dass dieMittagsbetreuung für Lehrperso-
nen eine Bereicherung sein kann. Diese
Aufgaben müssen freiwillig sein.
Urech: Ichmöchte einen Schüler zitieren,
der in einerUmfrage gesagt hat:«Ichmag
meinen Lehrer ja, aber ich möchte nicht
unbedingt die Mittagspause mit ihm ver-
bringen.» Umgekehrt würde ich als Leh-
rerdas auchübermeineSchüler sagen.Für
michkommtderLehrermangelnichtohne
Grund. Der Beruf hat sich immer weiter
weg vom Kerngeschäft, dem Unterrich-
ten, hin zu Papierkram und Besprechun-
gen bewegt. Das Konzept Tagesschule
beschleunigt diese Tendenz. Mit der Ver-
schmelzung von Unterricht und Betreu-
ung in der Tagesschule gibt es noch mehr
Verpflichtungen undAbsprachebedarf.

FrauWalgis, warum braucht es pädagogi-
sches Personal,wenn Kinder zuMittag es-
sen oder in der Turnhalle spielen?
Walgis:DieBetreuungsarbeit überMittag
ist anspruchsvoll.Darumbraucht es einen
hohen Anteil an qualifiziertem Personal.
In der Variante des Gemeinderats kom-
men acht Kinder auf eine Betreuungs-
person, so, wie es heute an den Pilotschu-
len ist. In der Version des Stadtrats wird
am Personal gespart, da ist dasVerhältnis
10 zu1.Das ist ein gewaltigerUnterschied.
Urech: Natürlich will der Umgang mit
Kindern gelernt sein. Aber gutes Perso-
nal gibt es schon in denHorten.Wennwir
aber in der Tagesschule speziell ausgebil-
deteFachleute anstellenmüssenundauch
nochLehrpersonenmitderBetreuungbe-
auftragen, wird es unglaublich teuer.

Herr Urech, Sie haben viel Kritik geübt an
derTagesschule.Wie sieht denn Ihrer Mei-
nung nach ein gutes System aus?
Urech: Als Konservativer will ich etwas,
was funktioniert, nicht ändern, ausser
wenndasNeuebesser ist.DieTagesschule
ist aber nicht besser als der Hort, nur teu-
rer. Natürlich, auch beim Hort-System
steigen die Kosten, aber das ist überall im
BildungswesenderFall.Nie inmeinerZeit
in der Schulbehörde habe ich von Leuten
gehört, die sich über das Hort-System be-
klagen. Im Gegenteil, es scheint den Kin-
dern dort sehr gut zu gehen.
Walgis: Ich sehe das anders. Der Grund-
gedanke ist, dass die Schulemehr umfasst
als den Unterricht, dass sie von 8 bis 16
Uhr dauert. Nur so wird dem Anliegen
auf Vereinbarkeit von Familie und Beruf
mehr Rechnung getragen. In der Pilot-
phase zeigt sich,vieleFamilienkönnen ihr
Arbeitspensumaufstocken –meistens die
Frauen.Die Tagesschule ist eineAntwort
auf gesellschaftliche Veränderungen.

«Der Grundgedanke
ist, dass die Schule
mehr umfasst als den
Unterricht, dass sie von
8 bis 16 Uhr dauert.»
Selina Walgis

«Als Konservativer
will ich etwas, was
funktioniert, nicht
ändern, ausser wenn
das Neue besser ist.
Die Tagesschule ist
aber nicht besser als
der Hort, nur teurer.»
Stefan Urech

Mittagsbetreuung in der Schule Bungertwies: Künftig sollen Kinder in allen Schulen zu Mittag essen können. GAËTAN BALLY / KEYSTONE
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Stefan Urech
Gemeinderat SVP,
Lehrer

Selina Walgis
Gemeinderätin
Grüne, Lehrerin

Kinder brauchen keine
Dauerberieselung
Kommentar auf Seite 21

Einführung Tagesschule
Städtische Abstimmung
vom 25. September 2022


